
Artikel 1 der DSGVO beschreibt das Ziel und den Anwendungsbereich der Verordnung. Sie bezweckt den Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und den freien Datenverkehr innerhalb der EU. 
Es wird klargestellt, dass der Schutz personenbezogener Daten ein Grundrecht ist. Die Verordnung soll 
sicherstellen, dass dieses Recht unter Wahrung des freien Datenverkehrs gewährleistet wird. Der Artikel schafft 
damit den Rahmen für das gesamte Regelwerk.

Fazit: Die DSGVO schützt innerhalb der EU personenbezogene Daten.

Beispiel: Eine Schule darf Schülerdaten zwischen Abteilungen übermitteln, muss dabei aber die 
Datenschutzgrundsätze einhalten. Rechtsgrundlage: Art 1 Abs 2 DSGVO.

Grundrecht



Artikel 2 legt fest, dass die DSGVO für jede automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten gilt – und 
auch für nicht-automatisierte Verarbeitung, wenn die Daten in einem Dateisystem gespeichert sind. Das betrifft alle 
öffentlichen Stellen in der EU, also auch Schulen und Bildungsdirektionen, sobald sie personenbezogene Daten 
von Lehrern, Schülern oder Eltern verarbeiten. Unerheblich ist, ob die Daten digital oder auf Papier geführt werden –
entscheidend ist ihre systematische Erfassung. Nicht erfasst sind rein persönliche oder familiäre Tätigkeiten – das 
sogenannte Haushaltsprivileg, etwa wenn Eltern privat eine Geburtstagsliste führen.

Fazit: Sobald personenbezogene Daten systematisch verarbeitet werden – digital oder auf Papier –, gilt die DSGVO. 
Nur private Nutzung ist ausgenommen.

Beispiel: Wenn eine Schule Schülerdaten in einer Excel-Liste speichert oder in einem Ordner ablegt, greift die 
DSGVO – ebenso, wenn die Bildungsdirektion Lehrerdaten im papierenen Personalakt verarbeitet. Rechtsgrundlage: 
Art 2 Abs 1 DSGVO

Verarbeitung



Artikel 3 beschreibt den räumlichen Anwendungsbereich der DSGVO. Sie gilt für jede Datenverarbeitung im 
Zusammenhang mit einer Niederlassung in der EU – unabhängig davon, ob die Verarbeitung selbst in der EU 
stattfindet. Auch Nicht-EU-Unternehmen unterliegen der DSGVO, wenn sie Personen in der EU Waren oder 
Dienstleistungen anbieten oder deren Verhalten beobachten. Damit ist die DSGVO auch auf außereuropäische 
Anbieter anwendbar, sobald ein EU-Bezug besteht.

Fazit: Die DSGVO greift bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten auf dem Gebiet der EU.

Beispiel: Ein US-Analyseunternehmen zählt, wie oft Schüler eine Schulhomepage in Wien besuchen. Dabei werden 
personenbezogene Daten verarbeitet – die DSGVO gilt. Rechtsgrundlage: Art 3 Abs 2 lit b DSGVO.

Anwendungsbereich



Artikel 4 Z 1 definiert personenbezogene Daten als alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 
identifizierbare natürliche Person beziehen. Eine Person gilt als identifizierbar, wenn sie direkt oder indirekt
identifiziert werden kann – etwa durch Name, Kennzahl, Standortdaten oder Merkmale wie Schule, Klasse oder 
Foto. Entscheidend ist nicht, ob der Name genannt wird, sondern ob die Person erkennbar ist.

Fazit: Personenbezogene Daten sind alle Informationen, die eine Person erkennbar machen – auch dann, wenn sie 
nicht namentlich genannt wird.

Beispiel: Wird in einer E-Mail geschrieben: „Dem Mathematiklehrer der 7A wurde letztes Jahr eine Rechenschwäche 
diagnostiziert.“, handelt es sich auch ohne Namensnennung um personenbezogene Daten, da die Person 
eindeutig identifizierbar ist. Rechtsgrundlage: Art 4 Z 1 DSGVO.

Personenbezogene Daten



Artikel 4 Z 2 DSGVO definiert Verarbeitung als jeden Umgang mit personenbezogenen Daten. Dazu zählt nicht 
nur das Erheben oder Speichern, sondern ausdrücklich auch die Offenlegung, Verbreitung und Bereitstellung –
unabhängig davon, ob schriftlich, elektronisch oder mündlich. Auch eine mündliche Weitergabe personenbezogener 
Daten an unbefugte Dritte ist eine Verarbeitung im Sinne der DSGVO und kann einen Datenschutzverstoß 
darstellen. Schon das bloße Erwähnen sensibler Daten im falschen Rahmen fällt unter die Begriffsdefinition.

Fazit: Die Verarbeitung umfasst auch mündliche Offenbarungen – nicht nur digitale oder schriftliche Vorgänge.

Beispiel: Nennt ein Lehrer vor der Klasse den Namen eines Schülers samt Schularbeitsnote, ist das eine unzulässige 
Offenlegung personenbezogener Daten. Rechtsgrundlage: Art 4 Z 2 DSGVO.

Personenbezogene Daten



Artikel 4 Z 7 definiert den Verantwortlichen als jene Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die 
Zwecke und Mittel der Verarbeitung personenbezogener Daten entscheidet. Das kann eine natürliche oder 
juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle sein. Entscheidend ist nicht der Titel, sondern wer 
tatsächlich bestimmt, was mit den Daten geschieht und wie. In der Praxis ist das bei Schulen oft die Direktion, bei 
zentralen Verfahren die Bildungsdirektion.

Fazit: Der Verantwortliche trägt die volle rechtliche Verantwortung für die Datenverarbeitung – er bestimmt 
Richtung, Zweck und Mittel.

Beispiel: Wenn die Bildungsdirektion entscheidet, dass Lehrerdaten für ein zentrales Fortbildungsportal verarbeitet 
werden, ist sie der Verantwortliche – und trägt die datenschutzrechtliche Verantwortung. Rechtsgrundlage: Art 4 Z 7 
DSGVO.

Verantwortlicher



Artikel 4 Z 8 definiert den Auftragsverarbeiter. Das ist eine Person oder Stelle, die im Auftrag des 
Verantwortlichen Daten verarbeitet, ohne selbst über Zweck oder Mittel zu entscheiden. Der Auftragsverarbeiter 
handelt nur nach Weisung und darf die Daten nicht für eigene Zwecke verwenden. Klassische Beispiele sind IT-
Dienstleister, externe Rechenzentren oder Softwareanbieter.

Fazit: Wer Daten im Auftrag verarbeitet, ohne selbst über deren Nutzung zu entscheiden, ist Auftragsverarbeiter –
und unterliegt strengen vertraglichen und rechtlichen Bindungen.

Beispiel: Wenn die Bildungsdirektion eine Schulverwaltungssoftware über ein externes Unternehmen verarbeiten 
lässt, ist dieses Unternehmen Auftragsverarbeiter. Rechtsgrundlage: Art 4 Z 8 DSGVO.

Auftragsverarbeiter



Artikel 4 Z 10 definiert einen Dritten als jede natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder Stelle, 
die nicht die betroffene Person, der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter ist. Der Dritte ist also jemand 
außerhalb des eigentlichen Datenverarbeitungsvorgangs, dem personenbezogene Daten offengelegt werden –
etwa andere Schulen, externe Prüfer oder auch Medien, wenn keine Rechtsgrundlage besteht.

Fazit: Ein Dritter ist jede Stelle, die mit der Datenverarbeitung nichts zu tun hat – eine Weitergabe an Dritte ist nur 
unter strengen Voraussetzungen erlaubt.

Beispiel: Wenn eine Schule ohne rechtliche Grundlage Schülerdaten an ein außerschulisches Projektteam 
weitergibt, handelt es sich um eine unzulässige Weitergabe an Dritte. Rechtsgrundlage: Art 4 Z 10 iVm Art 6 Abs 1 
lit a DSGVO.

Dritter



Artikel 5 legt die Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten fest – das Herzstück der DSGVO. Es 
geht um: Rechtmäßigkeit, Zweckbindung, Datenminimierung, Richtigkeit, Speicherbegrenzung, Integrität und 
Vertraulichkeit. Zusätzlich verpflichtet der Artikel den Verantwortlichen zur Rechenschaftspflicht – er muss also 
nachweisen können, dass er all diese Grundsätze einhält. Diese Prinzipien gelten ausnahmslos für jede 
Datenverarbeitung, auch im Schul- und Behördenbereich.

Fazit: Artikel 5 stellt die Spielregeln auf – wer Daten verarbeitet, muss das korrekt, sparsam, sicher und 
nachvollziehbar tun.

Beispiel: Eine Bildungsdirektion darf nur jene Lehrerdaten speichern, die sie für ihre gesetzlich übertragenen 
Aufgaben braucht – und muss sie löschen, sobald der Zweck entfällt. Rechtsgrundlage: Art 5 Abs 1 lit b und e 
DSGVO.

Grundsätze



Artikel 6 regelt die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung. Eine Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur erlaubt, 
wenn mindestens eine von sechs Bedingungen erfüllt ist: etwa eine Einwilligung, die Erfüllung eines Vertrags, 
eine rechtliche Verpflichtung, der Schutz lebenswichtiger Interessen, eine Wahrnehmung einer Aufgabe im 
öffentlichen Interesse oder ein berechtigtes Interesse. Öffentliche Stellen wie Schulen stützen sich meist auf 
gesetzliche Vorgaben oder öffentliche Aufgaben.

Fazit: Datenverarbeitung ist nur zulässig, wenn sie auf einer klaren rechtlichen Grundlage beruht – ohne 
Rechtsgrund kein Zugriff auf Daten.

Rechtsgrundlagen



Artikel 6 Abs 1 lit a-f regelt die Zulässigkeit der Verarbeitung von personenbezogenen Daten.

Beispiele:
lit a: Eine Schule bittet Eltern um Zustimmung zur Veröffentlichung von Klassenfotos auf der Website. Zulässig, weil 
eine freiwillige, informierte Einwilligung vorliegt.

lit b: Ein Lehrer meldet sich bei einem kostenpflichtigen Online-Kurs an, der seine Kontaktdaten verarbeitet. 
Zulässig, da die Verarbeitung zur Vertragserfüllung notwendig ist.

lit c: Die Schulbehörde speichert Zeugnisse und Noten gemäß Schulrecht, weil eine gesetzliche Pflicht besteht.

lit d: Bei einem allergischen Schock gibt ein Lehrer Gesundheitsdaten des betroffenen Schülers an das Krankenhaus 
weiter. Zulässig, um lebenswichtige Interessen zu schützen.

Rechtsgrundlagen



Beispiele:
lit e: Eine Schule erhebt Daten zur Schüleranzahl für die Bildungsstatistik, weil sie dadurch eine gesetzlich 
übertragene öffentliche Aufgabe wahrnimmt.

lit f: Eine Plattform speichert IP-Adressen von Lehrkräften zur Abwehr von Angriffen, weil ein berechtigtes 
Interesse vorliegt und das Sicherheitsinteresse das Grundrecht der betroffenen Person nicht überwiegt.

Rechtsgrundlagen



Artikel 7 regelt die Bedingungen für eine Einwilligung. Sie muss freiwillig, informiert, eindeutig und für einen 
bestimmten Zweck erfolgen. Die betroffene Person muss ihre Einwilligung jederzeit widerrufen können – und der 
Widerruf muss so einfach sein wie die Erteilung. Bei schriftlicher Erklärung muss die Einwilligung klar von anderen 
Textteilen abgehoben sein. Bei einem Ungleichgewicht – etwa zwischen Schule und Schüler – ist die Freiwilligkeit 
besonders kritisch zu prüfen.

Fazit: Eine Einwilligung ist nur dann wirksam, wenn sie wirklich freiwillig und verständlich gegeben wurde – und 
jederzeit widerrufbar ist.

Beispiel: Eine Schule bittet Eltern, der Nutzung von Fotos in einer Broschüre zuzustimmen – sie dürfen die 
Einwilligung später ohne Begründung widerrufen. Rechtsgrundlage: Art 7 Abs 3 DSGVO.

Einwilligung



Artikel 8 nennt als Altersgrenze für eine eigene Einwilligung 16 Jahre – erlaubt aber den Mitgliedstaaten, das Alter 
aufgrund nationaler Bestimmungen anzupassen. Deshalb sind in Österreich Kinder ab dem 14 Lebensjahr: 
berechtigt, selbst über die Verarbeitung ihrer Daten einzuwilligen, vorher ist die Zustimmung der Eltern erforderlich. 
Diese Regel gilt für alle Dienste der Informationsgesellschaft, etwa Apps, Lernplattformen oder Social Media.

Fazit: In Österreich dürfen Kinder ab 14 allein über ihre Daten entscheiden – ein klarer rechtlicher Unterschied zur 
DSGVO-Ausgangsregel.

Beispiel: Eine Schule möchte eine Lern-App einsetzen – für Schüler unter 14 braucht sie dafür die Zustimmung der 
Eltern. Rechtsgrundlage: Art 8 Abs 1 DSGVO iVm § 4 Abs 4 DSG.

Altersgrenze



Artikel 9 verbietet grundsätzlich die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten – etwa 
Angaben zur Gesundheit, Religion, politischen Meinung oder sexuellen Orientierung. Ausnahmen bestehen nur in 
klar geregelten Fällen, z. B. ausdrückliche Einwilligung, arbeitsrechtliche Pflichten, lebenswichtige Interessen
oder öffentliche Gesundheitsvorsorge. Diese Daten gelten als besonders sensibel und sind daher nur unter 
strengen Bedingungen zulässig.

Fazit: Besondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen nur in Ausnahmefällen und mit erhöhtem Schutz 
verarbeitet werden.

Beispiel: Eine Schule darf Informationen zu Allergien oder chronischen Erkrankungen nur dann speichern, wenn sie 
für den Schulalltag unbedingt notwendig sind. Rechtsgrundlage: Art 9 Abs 2 lit h DSGVO.

Besondere Kategorien



Artikel 10 betrifft die Verarbeitung von Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten. Solche Daten 
dürfen nur verarbeitet werden, wenn eine gesetzliche Grundlage dafür besteht – entweder im Unionsrecht oder im 
nationalen Recht – und die Verarbeitung unter behördlicher Aufsicht erfolgt oder geeignete Garantien bestehen. 
Diese Daten zählen zu den besonders schutzwürdigen Informationen und unterliegen strengen Einschränkungen.

Fazit: Daten zu Straftaten dürfen nur verarbeitet werden, wenn ein Gesetz es ausdrücklich erlaubt.

Beispiel: Eine Bildungsdirektion darf eine gerichtliche Verurteilung eines Bewerbers nur berücksichtigen, wenn sie 
gesetzlich dazu ermächtigt ist, z. B. bei der Anstellung von Lehrern. Rechtsgrundlage: Art 10 DSGVO.

Äußerst besondere Kategorien



Die Artikel 12 - 15 regeln die Kommunikation mit betroffenen Personen und deren zentrale Rechte im 
Datenschutz. Artikel 12 verlangt, dass Informationen in klarer und verständlicher Sprache bereitgestellt werden. 
Artikel 13 und 14 schreiben vor, wann und wie Betroffene über die Datenverarbeitung zu informieren sind – je 
nachdem, ob die Daten direkt oder indirekt erhoben wurden. Artikel 15 gibt das Recht auf Auskunft über alle 
gespeicherten personenbezogenen Daten, inklusive Verarbeitungszweck, Empfänger und Speicherdauer.
Verantwortliche müssen diese Rechte aktiv ermöglichen – kostenlos und innerhalb eines Monats. Eine Ablehnung 
ist nur in engen gesetzlich vorgesehenen Fällen zulässig und muss begründet werden.

Fazit: Artikel 12–15 sichern Transparenz und Kontrolle über die eigenen Daten. Die Schule oder Behörde muss 
offenlegen, was sie tut – und darf keine „Blackbox“ sein.

Beispiel: Eine Lehrerin will wissen, welche Daten über sie in der Personalabteilung gespeichert sind. Die Direktion 
muss ihr Auskunft geben – in verständlicher Sprache und mit allen Informationen gemäß Art 15 DSGVO. 
Rechtsgrundlage: Art 12–15 DSGVO.

Informationsrecht und Auskunftspflicht



Die Artikel 16 - 18 geben betroffenen Personen das Recht auf Berichtigung, Löschung und Einschränkung ihrer 
Daten. Artikel 16 verpflichtet zur sofortigen Korrektur unrichtiger Daten oder Ergänzung unvollständiger 
Angaben. Artikel 17 sichert das „Recht auf Vergessenwerden“ – also die Löschung personenbezogener Daten, 
wenn sie z. B. nicht mehr notwendig sind oder eine Einwilligung widerrufen wurde. Artikel 18 ermöglicht es, die 
Verarbeitung zeitweise einzuschränken, etwa bei Unklarheit über die Richtigkeit oder während eines 
Widerspruchsverfahrens.
Die Daten dürfen in dieser Zeit nur gespeichert, aber nicht anderweitig genutzt werden – außer mit Zustimmung der 
betroffenen Person.

Fazit: Wer Fehler entdeckt, seine Meinung ändert oder auf eine Klärung wartet, hat das Recht, Daten berichtigen, 
löschen oder sperren zu lassen.

Beispiel: Ein Schüler widerspricht der Darstellung eines Disziplinarvorfalls. Während die Schule prüft, ob der Eintrag 
richtig war, darf die Info nicht weiterverarbeitet werden. Rechtsgrundlage: Art 16 - 18 DSGVO.

Berichtigungs- und Löschungsrecht



Artikel 19 verpflichtet den Verantwortlichen, alle Empfänger einer Berichtigung, Löschung oder Einschränkung 
darüber zu informieren – es sei denn, dies ist unmöglich oder mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden. 
Zusätzlich muss die betroffene Person auf Wunsch über diese Empfänger benachrichtigt werden.
Damit soll sichergestellt werden, dass auch Dritte, die die falschen oder unzulässig verarbeiteten Daten erhalten 
haben, die Korrektur oder Löschung nachvollziehen und umsetzen können. Das schützt die betroffene Person vor 
weiterer Verbreitung von unrichtigen oder unrechtmäßigen Daten.

Fazit: Bei einer Löschung oder Berichtigung setzt eine Kettenreaktion ein, denn auch Auftragsverarbeiter müssen 
löschen oder berichtigen.

Beispiel: Eine Schulaufsicht berichtigt fehlerhafte Kontaktdaten eines Lehrers. Auch die externe Personalstelle, die 
diese Daten zuvor erhalten hat, muss informiert werden. Rechtsgrundlage: Art 19 DSGVO.

Mitteilungspflichten an Dritte



Artikel 20 gewährt das Recht auf Datenübertragbarkeit. Betroffene Personen können verlangen, dass sie ihre 
bereitgestellten personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format
erhalten – und dass diese Daten direkt an einen anderen Verantwortlichen übermittelt werden, wenn dies 
technisch machbar ist. Das gilt aber nur bei automatisierter Verarbeitung und nur dann, wenn die Daten auf 
Einwilligung oder auf einem Vertrag beruhen (also Art 6 Abs 1 lit a oder b). Das Recht darf zudem nicht die Rechte 
Dritter beeinträchtigen.

Fazit: Wer seine Daten selbst bereitgestellt hat, darf sie mitnehmen – aber nur, wenn sie automatisiert verarbeitet 
wurden und auf Einwilligung oder Vertrag beruhen.

Beispiel: Ein Lehrer nutzt ein Lernplattform-Konto auf Basis eines Schulvertrags. Beim Schulwechsel kann er 
verlangen, dass seine Inhalte exportiert und an die neue Schule übertragen werden. Rechtsgrundlage: Art 20 Abs 1 
lit a, b DSGVO.

Datenübertragung



Artikel 22 schützt Personen vor Entscheidungen, die ausschließlich auf automatisierter Verarbeitung beruhen –
insbesondere, wenn diese rechtliche Wirkungen entfalten oder sie erheblich beeinträchtigen. Solche 
Entscheidungen sind grundsätzlich unzulässig, es sei denn, sie beruhen auf einem Vertrag, einer gesetzlichen 
Grundlage oder einer ausdrücklichen Einwilligung. Selbst wenn eine dieser Ausnahmen greift, müssen angemessene 
Schutzmaßnahmen gewährleistet sein – etwa das Recht auf menschliches Eingreifen, Stellungnahme und 
Anfechtung der Entscheidung. Der Artikel zielt auf algorithmische Prozesse wie Scoring oder Profiling ab, bei denen 
kein Mensch mehr mitentscheidet.

Fazit: Automatisierte Entscheidungen mit ernsthaften Folgen sind verboten – es sei denn, Einwilligung, Gesetz oder 
Vertrag erlauben sie und Schutzrechte sind sichergestellt.

Beispiel: Ein automatisiertes Bewerbungsportal der Bildungsdirektion lehnt eine Bewerbung ohne menschliche 
Prüfung ab. Das wäre unzulässig, wenn keine ausdrückliche Einwilligung oder gesetzliche Grundlage vorliegt. 
Rechtsgrundlage: Art 22 Abs 1 DSGVO.

Automatisierte Entscheidungen



Die Artikel 24, 25 verpflichten Verantwortliche dazu, Datenschutz nicht erst im Nachhinein, sondern von Anfang 
an in jede technische Umsetzung einzubauen. Artikel 24 regelt die organisatorische Verantwortung: Die Schule 
oder Behörde muss geeignete Maßnahmen treffen, um die DSGVO einzuhalten – und das auch nachweisbar. 
Artikel 25 verlangt, dass beim Entwurf eines neuen Systems Datenschutz automatisch mitgedacht wird – also bei 
der Konzeption, Auswahl der Software, Konfiguration und beim laufenden Betrieb.

Fazit: Datenschutz beginnt in der Schule schon bei der Planung – nicht erst beim Betrieb. Wer digitale Systeme 
einführt, muss von Anfang an mitdenken, wie personenbezogene Daten geschützt werden.

Beispiel: Schon bei der Idee „Wir möchten ein digitales Klassenbuch einführen“ muss geprüft werden, welche Daten 
wirklich nötig sind, wer darauf zugreifen darf, und wie der Zugriff beschränkt wird. Danach folgen: technische 
Umsetzung, datensparsame Standardeinstellungen, klare Zugriffsrechte, Dokumentation, Schulung – und später 
laufende Kontrolle. Rechtsgrundlage: Art 24, 25 DSGVO.

Verantwortung und Rechenschaftspflicht



Artikel 32 verpflichtet Verantwortliche und Auftragsverarbeiter zur Sicherheit der Verarbeitung. Sie müssen 
technische und organisatorische Maßnahmen ergreifen, um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu 
gewährleisten – etwa Pseudonymisierung, Verschlüsselung, Zugriffsbeschränkungen oder regelmäßige 
Sicherheitsüberprüfungen.
Dabei ist der Stand der Technik ebenso zu berücksichtigen wie die Art der Daten, der Umfang der Verarbeitung und 
die potenziellen Folgen für betroffene Personen. Datenschutz muss also praktisch und wirksam umgesetzt werden 
– nicht nur auf dem Papier.

Fazit: Artikel 32 verlangt konkrete Schutzmaßnahmen, die dem Risiko angemessen sind – nicht jeder darf alles 
sehen, und nichts darf ungeschützt herumliegen.

Beispiel: Eine Schule verschlüsselt E-Mails mit sensiblen Schülerdaten und setzt automatische Bildschirmsperren auf 
allen Dienstrechnern. Rechtsgrundlage: Art 32 DSGVO.

Sicherheit



Artikel 33 verpflichtet Verantwortliche, Datenschutzverletzungen unverzüglich, spätestens aber innerhalb von 72 
Stunden nach Bekanntwerden, der zuständigen Aufsichtsbehörde zu melden – es sei denn, die Verletzung ist 
voraussichtlich ohne Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen. Auch Auftragsverarbeiter 
müssen Datenschutzverletzungen unverzüglich an den Verantwortlichen melden.
Die Meldung muss Art, Umfang, mögliche Folgen und bereits getroffene Maßnahmen beschreiben. Wichtig ist: Auch 
ein versehentlich versandtes E-Mail an die falsche Person kann bereits meldepflichtig sein.

Fazit: Wer eine Datenpanne hat, muss rasch und transparent handeln – Meldefrist und Dokumentation sind Pflicht.

Beispiel: Eine Lehrerin schickt versehentlich eine Liste mit Schülerdaten an einen falschen Verteiler. Die Schulleitung 
prüft das Risiko und meldet den Vorfall binnen 72 Stunden an die Datenschutzbehörde. Rechtsgrundlage: Art 33 
DSGVO.

Meldepflicht



Artikel 34 verpflichtet den Verantwortlichen, betroffene Personen über eine Datenschutzverletzung zu 
informieren, wenn diese voraussichtlich ein hohes Risiko für deren Rechte und Freiheiten mit sich bringt. Die 
Information muss unverzüglich, klar und verständlich erfolgen. Inhaltlich muss sie den Vorfall, mögliche Folgen und 
Schutzmaßnahmen erklären.
Keine Information ist nötig, wenn z. B. die Daten verschlüsselt waren, Maßnahmen das Risiko beseitigen, oder 
eine Einzelbenachrichtigung unverhältnismäßig wäre – dann kann etwa eine öffentliche Mitteilung erfolgen.

Fazit: Wenn eine Datenpanne riskant ist, muss auch die betroffene Person verständlich und direkt informiert werden 
– nicht nur die Behörde.

Beispiel: Ein unverschlüsselter USB-Stick mit Schülerzeugnissen wird in einem Park verloren. Die Schule muss alle 
betroffenen Eltern rasch informieren. Rechtsgrundlage: Art 34 DSGVO.

Informationspflicht



Die Artikel 37 bis 39 regeln die Bestellung, Stellung und Aufgaben des Datenschutzbeauftragten. Artikel 37
schreibt vor, dass ein Datenschutzbeauftragter bestellt werden muss, wenn z. B. eine Behörde oder öffentliche 
Stelle Daten verarbeitet oder eine Verarbeitung besonders risikoreich ist. Der Datenschutzbeauftragte muss 
fachkundig und unabhängig sein. Artikel 38 sichert seine Unabhängigkeit, schützt ihn vor Benachteiligung und 
garantiert freien Zugang zu allen Informationen. Artikel 39 legt seine Aufgaben fest: Überwachung der Einhaltung 
der DSGVO, Beratung, Schulung, Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde und Anlaufstelle für Betroffene.

Fazit: Der Datenschutzbeauftragte ist die zentrale Vertrauensperson für Datenschutz in der Organisation –
unabhängig, sachkundig und rechtlich geschützt.

Beispiel: Eine Bildungsdirektion bestellt eine datenschutzrechtlich geschulten Kollegen zum 
Datenschutzbeauftragten. Er berät Schulen bei Fragen zur Datenverarbeitung und ist direkte Ansprechperson für 
Beschwerden. Rechtsgrundlage: Art 37–39 DSGVO.

Stellung des Datenschutzbeauftragten


